26. NOVEMBER 2021 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise


(Belgisches Staatsblatt vom 9. März 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


26. NOVEMBER 2021 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern, der Artikel 57/1 § 3 Absatz 1, 57/5ter § 1 Absatz 2, 57/6/7 § 4 Absatz 1, eingefügt durch das Gesetz vom 21. November 2017, und 57/24 Absatz 1, eingefügt durch das Gesetz vom 14. Juli 1987 und abgeändert durch das Gesetz vom 27. Dezember 2006;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise, abgeändert durch die Königlichen Erlasse vom 18. August 2010, 17. August 2013, 6. November 2016 und 27. Juni 2018;

Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 14. Juni 2021;

Aufgrund des Einverständnisses der Ministerin des Haushalts vom 29. Juni 2021;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 69.951/4 des Staatsrates vom 27. September 2021, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Aufgrund der Stellungnahme Nr. 129/2021 der Datenschutzbehörde vom 24. August 2021;

Auf Vorschlag der Ministerin des Innern und des Staatssekretärs für Asyl und Migration



Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


Artikel 1 - Artikel 9 § 1 des Königlichen Erlasses vom 11. Juli 2003 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Generalkommissariat für Flüchtlinge und Staatenlose und dessen Arbeitsweise, zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 27. Juni 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Im sechsten Gedankenstrich, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 27. Juni 2018, werden die Wörter "im Generalkommissariat" aufgehoben.

2. Artikel 9 § 1 wird durch einen siebten, achten und neunten Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"- gegebenenfalls den Vermerk, dass die Anhörung aus der Ferne stattfindet, und den Vermerk, dass die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um die in den Artikeln 13/1 Absatz 1 und 14 § 1 vorgesehene Vertraulichkeit angemessen zu gewährleisten,

- gegebenenfalls den Vermerk, dass dem Rechtsanwalt, der Vertrauensperson und/oder dem Vormund gemäß den Artikeln 13/1 Absatz 5 und 14 § 2 die Möglichkeit gegeben wird, aus der Ferne an der Anhörung teilzunehmen, es sei denn, dass Gründe der Vertraulichkeit dies nicht zulassen,

- gegebenenfalls den Vermerk, dass der Asylsuchende, wenn er Einwände gegen die Fernanhörung hat, er innerhalb der durch Artikel 12/1 festgelegten Frist schriftlich, in der Verfahrenssprache einen triftigen Grund mitteilen muss."


Art. 2 - In Kapitel III Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 desselben Erlasses wird ein Artikel 12/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"§ 1 - Der Generalkommissar kann beschließen, dass die persönliche Anhörung aus der Ferne stattfindet.

§ 2 - Personen, die internationalen Schutz beantragen, können dem Generalkommissar die Gründe für eventuelle Einwände gegen die Tatsache, dass die persönliche Anhörung aus der Ferne stattfindet, mitteilen.

Diese Einwände müssen dem Generalkommissar schriftlich in der Verfahrenssprache mitgeteilt werden und spätestens fünf Tage vor dem für die persönliche Anhörung festgelegten Datum beim Generalkommissar eingehen.

In Abweichung von Absatz 2 muss der Antragsteller, der gemäß Artikel 7 §§ 5, 6 oder 7 zu einer persönlichen Anhörung aus der Ferne vorgeladen worden ist, seine Einwände so schnell wie möglich dem Generalkommissar mitteilen.

§ 3 - Wenn der Generalkommissar den Grund, der die in § 2 erwähnten Einwände rechtfertigt, für triftig erachtet, muss er den Antragsteller zu einem späteren Zeitpunkt erneut zu einer persönlichen Anhörung vorladen oder ihn auffordern, bestimmte Auskünfte schriftlich zu übermitteln.

§ 4 - Stellt der Bedienstete während der persönlichen Anhörung fest, dass eine Fernanhörung nicht angebracht ist, lädt der Generalkommissar den Antragsteller zu einem späteren Zeitpunkt vor, um die persönliche Anhörung fortzusetzen, oder fordert ihn auf, bestimmte Auskünfte schriftlich mitzuteilen."




Art. 3 - Artikel 13/1 desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 18. August 2010 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 27. Juni 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Anhörungen dürfen weder in Ton noch in Bild aufgezeichnet werden."

2. Der Artikel wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Wenn die Anhörung aus der Ferne stattfindet, wird dem Rechtsanwalt und der Vertrauensperson die Möglichkeit gegeben, an der Fernanhörung teilzunehmen, es sei denn, dass Gründe der Vertraulichkeit dies nicht zulassen."


Art. 4 - Artikel 14 desselben Erlasses, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 18. August 2010 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 27. Juni 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Anhörungen dürfen weder in Ton noch in Bild aufgezeichnet werden."

2. Paragraph 2 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Wenn die Anhörung aus der Ferne stattfindet, wird dem Vormund, der gemäß dem Vormundschaftsgesetz bestimmt wurde, und gegebenenfalls dem Rechtsanwalt und der Vertrauensperson die Möglichkeit gegeben, an der Fernanhörung teilzunehmen, es sei denn, dass Gründe der Vertraulichkeit dies nicht zulassen."


Art. 5 - Artikel 16 § 1 desselben Erlasses, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 18. August 2010, wird durch einen dreizehnten Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"- gegebenenfalls den Vermerk, dass die Anhörung aus der Ferne durchgeführt wird und den Vermerk, welche Personen sich im selben Raum wie der Antragsteller befinden."




Art. 6 - Der mit der Einreise ins Staatsgebiet, dem Aufenthalt, der Niederlassung und dem Ausweisen von Ausländern beauftragte Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 26. November 2021


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern, der Institutionellen Reformen und der Demokratischen Erneuerung
A. VERLINDEN

Der Staatssekretär für Asyl und Migration
S. MAHDI

